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Der Schwedische Erblasser
und sein Bankkonto in Zürich
Ein Schwede eröffnete bei einer
Schweizer Bank 1970 ein Konto und
ein Wertschriftendepot, über welche er
in der Folge verschiedene Transaktio-
nen abwickelte. Im Jahr 1993 verfügte
er die Auflösung der Bankverbindung
und die Übertragung der Vermögens-
werte auf ein Konto bzw. Depot, wel-
ches auf die «Fondation F.» mit Sitz in
Liechtenstein lautete. Am 6. März
2000 verstarb der Bankkunde und hin-
terliess 4 Kinder aus erster und 2 Kin-
der aus zweiter Ehe. Im Zuge der
Nachlassabwicklung gelangten die
Kinder aus erster Ehe (die Kläger) an
die Bank und verlangten Auskunft über
allfällige Vermögenswerte, welche mit
dem Nachlass in Verbindung stehen
könnten. Die Bank übergab den Klä-
gern die noch vorhandenen Unterlagen
zu den im Jahr 1993 aufgelösten Kon-
ten. Auskünfte über allfällige Gutha-
ben, an denen der Erblasser wirtschaft-
lich berechtigt gewesen sein könnte,

verweigerte die Bank jedoch mit Hin-
weis auf das Bankgeheimnis und Art.
47 Bankengesetz.

Die Kinder aus erster Ehe
wollen wissen . . .
Es kam zum Gerichtsprozess. Die Kin-
der aus erster Ehe verlangten nun von
der Bank vor Gericht Auskunft über
sämtliche Vorgänge und Verhältnisse
bis zum Tod des Erblassers, welche den
Nachlass beeinflussen könnten, unter
anderem auch die Bekanntgabe allfäl-
liger weiterer direkt oder wirtschaftlich
dem Erblasser gehörenden Vermö-
genswerte. Das Bezirksgericht Zürich
wies die Klage ab. Auch eine Berufung
hatte keinen Erfolg. Das Obergericht
Zürich wies die Auskunftsbegehren
ebenfalls ab. Dies wurde damit begrün-
det, dass bei einmaligen Bareinzahlun-
gen keine Geschäftsbeziehung (zwi-
schen Erblasser und Bank) entstehe
und die Bank diesbezüglich auch nicht
buchführungspflichtig, sondern blosse
Zahlstelle sei. Bei einer Überweisung
am Bankschalter dürfe das Verhältnis
zwischen Einzahler und Bank hinge-
gen als Auftrag zu qualifizieren sein.
Trotzdem verdiene die Forderung nach
Auskunft keinen Rechtsschutz, wenn
nicht einmal feststehe, ob überhaupt
eine Überweisung durch den Erblasser
erfolgt sei. Die Kläger hätten sich mit
ihrem Auskunftsbegehren an die ihnen
bekannten Stiftungen zu halten, an-
sonsten Erben bei beliebigen Banken
nachforschen könnten, ob der Erblas-
ser irgendwann irgendwelche Zahlun-
gen abgewickelt habe, was nicht der
Sinn des vertraglichen Auskunftsrech-
tes sein könne.

. . . was der Vater auf die Konti
der «Stiftung R.» und
«Fondation F.» einzahlte
Im Januar 2007 erhoben die Kläger
eidgenössische Berufung an das Bun-

desgericht mit dem Begehren, die be-
klagte Bank zu verpflichten, sämtliche
Einzahlungs- und Überweisungsbele-
ge zu edieren bzw. die entsprechenden
Auskünfte zu erteilen, die bezüglich
Einzahlungen und Überweisungen
Aufschluss zu geben vermöchten, wel-
che der Erblasser bis zu seinem Tod auf
irgendein Bankkonto oder Depot die-
ser Bank getätigt habe, insbesondere
zugunsten der «Stiftung R.» und der
«Fondation F.». Das Bundesgericht be-
stätigte wider Erwarten nicht die Ent-
scheide der unteren Instanzen, sondern
gab der Berufung teilweise folge.
Demnach wurde die Bank zur Aus-
kunft über allfällige Einzahlungen des
schwedischen Erblassers verpflichtet.

Dies wurde rechtlich mit dem Man-
datsverhältnis zwischen Erblasser und
Bank begründet. Das Bundesgericht
setzt sich zunächst ausführlich mit der
Frage auseinander, ob Auszahlungen
bzw. Einzahlungen am Bankschalter
überhaupt ein Vertragsverhältnis be-
gründeten. Wenn jemand nicht in Er-
füllung einer Schuldpflicht, sondern
aus freien Stücken heraus Gelder bei
einer Bank einzahle und damit einen
Dritten (oder sich selbst) begünstige,
sei von einem Auftragsverhältnis zwi-
schen Bank und Einzahler auszugehen.
Genau dies treffe im «vorliegenden
Einzelfall» zu, sei doch Hintergrund
die Vermutung der Kläger, der Vater
bzw. Erblasser habe «mit verschiede-
nen Transaktionen Geld bei den beiden
liechtensteinischen Stiftungen par-
kiert». Einzahlungen bzw. Überwei-
sungen zugunsten der Stiftungen wä-
ren somit aus freiem Willensentschluss
des Erblassers erfolgt. Bei solchen
Transaktionen sei aber die Bank nicht
blosse Gehilfin des Kontoinhabers;
vielmehr werde sie im Interesse des
Einzahlenden tätig und verwende das
Geld gemäss den Weisungen im Rah-
men eines Einzelauftragsverhältnisses.

Direkte Überweisungen auf
Stiftungs- und Trustkonti empfehlenswert?
Ein neuerer Entscheid des schweizerischen Bundesgerichtes1) vom September 2007 lässt aufhorchen. Erben
eines schwedischen Kunden einer Zürcher Bank hatten auf Auskunft geklagt. Und haben Recht bekommen
– auch was Auszahlungen von dessen Privatkonto und Einzahlungen auf ein anderes Bankkonto einer liech-
tensteinischen Stiftung anlangt. Blosse Anhaltspunkte für ein solches Konto genügen. Um das Bankgeheim-
nis zu wahren, sind in Zukunft konstruktive Lösungen gefragt.
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Anhaltspunkte für «bei der Bank
parkierte Gelder einer Stiftung»
genügen
Verpflichte sich die Bank bei solchen
Vorgängen mit der Entgegennahme des
Geldes, dieses entsprechend den Wei-
sungen des Auftraggebers zu verwen-
den, sei sie diesem beschränkt auf die
betreffende Transaktion rechenschafts-
und auskunftspflichtig. Dass vorliegend
nicht mit Sicherheit feststehe, ob über-
haupt Einzahlungen durch den Erblas-
ser erfolgt seien, sondern hierfür nur
Anhaltspunkte bestünden, könne ent-
gegen der Auffassung des Obergerich-
tes keine Rolle spielen, wäre doch die
Bank dem Erblasser hierfür auskunfts-
pflichtig gewesen und liege es in der
Natur der Sache, dass es im Zusammen-
hang mit dem Erbgang zu Wissens-
defiziten und zum Verlust von Belegen
über die entsprechenden Vorgänge
kommen könne.

Auch das gesetzlich fest verankerte
Bankgeheimnis 2) gebe keinen Schutz
vor Auskunftsansprüchen der Erben.
Dieses gelte nur gegen Dritte, nicht
aber gegen den Geheimnisherren
(Bankkunden) oder seine Erben. In
diesem Sinne dürfte die Bank «selbst-
verständlich keine Auskünfte über den
Saldo des begünstigten Kontos erteilen
oder gar Auszüge davon aushändigen».

Wenn aber der Erblasser auskunfts-
berechtigt sei, gelte dies auch für die
Erben. Dies folge aus dem Wesen der
Universalsukzession: Nicht nur sämt-
liche Vermögenswerte, sondern insbe-
sondere auch die vertraglichen Aus-
kunftsansprüche gehen auf die Erben
über, soweit sie nicht höchstpersön-
liche Rechte des Erblassers betreffen,
wobei solche Ansprüche jedem Erben
einzeln zustehen 3).

Entscheid mit geringer Tragweite?
Die Entscheidung war relativ nüchtern
in der Presse aufgenommen worden.
Die Neue Zürcher Zeitung hatte ange-
merkt 4), dass sich die Tragweite des
Entscheids einstweilen in engen Gren-
zen halte, weil darin offenbliebe, wie
es sich verhalte, wenn mit der Barzah-
lung eine bestehende Schuld beglichen
werde. Offenbar nur solche Zahlungen
sind praktisch von Bedeutung.

Für den treuhandrechtlichen Prak-
tiker – in der Schweiz wie in Liechten-

stein –, der sich im besonderen mit
«Trust and Estate Planning» beschäf-
tigt, hat die Entscheidung aber sehr
wohl eine enorme Tragweite. In den
meisten Fällen werden Stiftungen und
Trustees von Trusts nach oder aus An-
lass ihrer Errichtung mit Vermögens-
werten ausgestattet, indem diese bei
der gleichen Bank vom Konto des Stif-
ters bzw. Treugebers auf ein neu eröff-
netes und auf den Trustee bzw. die Stif-
tung lautendes Konto überwiesen, ein-
gezahlt, also praktisch «umgehängt»,
werden. Eine schuldrechtliche Ver-
pflichtung besteht im Regelfall nur
dann, wenn der Stifter noch nicht die in
der Stiftungsurkunde zugesicherten
Vermögenswerte übertragen hat 5). In
der Praxis handelt es sich dabei nur um
das Mindestkapital von 30’000 Fran-
ken. Alle weiteren Zu- bzw. Nachstif-
tungen sind aber wohl als Schenkun-
gen bzw. freigiebige Vermögensver-
schiebungen zu klassifizieren. Damit
fallen sie aber in die Kategorie «Auf-
tragsverhältnis» und begründen ein
solches zwischen Bank und Einzahler.
Und damit wiederum wird das Aus-
kunftsrecht der Erben ausgelöst.

EU verpflichtet zur lückenlosen
Rückverfolgbarkeit von
Geldtransfers
In eine ähnliche Kerbe schlägt auch die
Europäische Union. Die Verordnung
(«VO») über die Vermittlung von An-
gaben zum Auftraggeber bei Geld-
transfers 6) ins Ausland ist mit Wirkung
1. Januar 2007 in Kraft getreten. Die
VO möchte eine lückenlose Rückver-
folgbarkeit von Geldtransfers gewähr-
leisten 7). Das in der EU unmittelbar
anwendbare Regelwerk unterscheidet
zwischen Überweisungen innerhalb
und nach ausserhalb der Gemeinschaft.
All solche Transfers sind betroffen, die
von oder an eine Bank mit Sitz in der
EU abgehen bzw. eingehen. Auf die
Währung kommt es nicht an. Demnach
müssen die überweisenden Banken den
Namen, die Kontonummer und die
Anschrift (alternativ Geburtsdatum und
-ort, die Kundennummer oder die na-
tionale Identitätsnummer) aufzeichnen
und diese Daten vollständig an die
Empfängerbank weiterleiten. Erhält sie
die Informationen nicht, kann die
Überweisung zurückgewiesen werden.

Wiederholte Beanstandungen können
sogar ganz zum Abbruch der Ge-
schäftsbeziehungen zwischen den
Banken führen.

Hohe Geldbeträge, die in oder aus
dem EU-Gemeinschaftsgebiet ver-
bracht werden sollen, unterliegen
ebenfalls neuen Beschränkungen. Eine
neue Verordnung 8) verpflichtet zur De-
klaration von mitgeführten Barmitteln
in Höhe von mindestens 10’000 Euro
bei jeder Ein- und Ausreise. Unter Bar-
mitteln werden auch Inhaberpapiere
(Schecks etc.) verstanden. Diese De-
klarationspflicht durchbricht auch be-
stehende Verschwiegenheitspflichten,
beispielsweise von Anwälten oder
Bankangestellten 9). Fremdes Scheck-
inkasso zwischen Banken fällt jedoch
nicht in den Anwendungsbereich der
VO, weil die Verpflichtung nur an na-
türliche Personen gerichtet ist und für
die Kreditinstitute somit nicht zur An-
wendung kommt.

Lösungen für die Praxis
Verfügt der ausländische Kunde bereits
über ein Bankkonto bei einer Schwei-
zer Bank, das auf ihn persönlich lautet,
und wünscht er die Verwendung dieser
Mittel zur Errichtung bzw. Dotierung
einer Stiftung oder eines anderen Ver-
mögensträgers (Trust etc.) in Liechten-
stein oder in anderen Destinationen 10),
wird inskünftig grössere Vorsicht und
noch bessere Beratung geboten sein.
Direkte «Umhängungen» wie bis
anhin üblich sind doppelt zu überden-
ken.

Interessanterweise gibt das schwei-
zerische Bundesgericht in dem zitier-
ten Entscheid selbst einen praktischen
Tip, wie die Auskunftsrechte Dritter –
einschliesslich jener von Erben – in be-
zug auf angeblich errichtete und mit
Einzahlungen oder Überweisungen be-
günstigte Stiftungen und ihrer Konti
immunisiert werden können. Bei Über-
weisungen von einem Konto bei einer
Drittbank besteht keine direkte Ver-
tragsbeziehung zwischen dem Über-
weiser und der Empfängerbank 11). Wer
eine unabhängige Drittbank und eine
Servicegesellschaft  – im Rahmen ei-
ner Treuhandtransaktion – zwischen-
schaltet, unterwandert damit legal das
Auskunftsrecht der Erben.
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Auskunftsansprüche deutscher
Pflichtteilsberechtigter gegenüber
liechtensteinischen Stiftungen
Höchste Aktualität geniesst in gegen-
ständlichem Kontext eine erst jüngst
publizierte Entscheidung des liechten-
steinischen OGH 12), auf die in der Fol-
ge noch kurz einzugehen ist: Der Erb-
lasser – deutscher Staatsbürger – er-
richtete durch ein liechtensteinisches
Treuhandunternehmen in Liechtenstein
eine Stiftung unbestimmter Dauer.
Nach dem Tod des Stifters im Jahr 2003
machte dessen pflichtteilsberechtigte
Witwe (rumänische Staatsbürgerin) ihr
angeblich zustehende Auskunftsrechte
gegenüber der Stiftung geltend.

Unter Heranziehung des Art. 29
Abs. 1 IPRG war diese Berechtigung
gemäss deutschem Erbrecht zu beur-
teilen 13). Gemäss § 242 dBGB kann
sich zwar auch ein Erbe und/oder
Pflichtteilsberechtigter grundsätzlich
auf einen Auskunftsanspruch nach die-
ser Gesetzesstelle berufen. Eine Aus-
kunftspflicht nach § 242 BGB bestün-
de jedoch grundsätzlich nur dann,
wenn es die zwischen den Parteien be-
stehenden Rechtsbeziehungen mit sich
brächten, dass der «Berechtigte» in
entschuldbarer Weise über das Beste-
hen oder den Umfang seines Rechts im
Ungewissen sei und der «Verpflich-
tete» die zur Beseitigung dieser Unge-
wissheit erforderlichen Auskünfte un-
schwer geben könne. Das bedeute, dass
allein der Umstand, dass jemand im
Besitz von Informationen sei, die auch
für den pflichtteilsberechtigten Erben
bedeutsam sein könnten, für sich allein
noch keinen Auskunftsanspruch be-
gründete. Vorausgesetzt werde viel-
mehr, dass eine rechtliche Sonderver-
bindung zwischen – auf das Erbrecht
umgelegt – dem pflichtteilsberechtig-
ten Erben und der Person, von der er
Auskunft begehrt, bestünde. Zudem
hänge eine Pflicht zur Auskunftsertei-
lung dann, wenn  – wie in jenem Fall –
die persönliche oder wirtschaftliche
Geheimnissphäre der betroffenen Stif-
tung berührt werde, von einer Abwä-
gung der gegenläufigen Interessen ab14).

Laut OGH entspreche es der Lehre
und Rechtsprechung in Deutschland,
dass das Erbrecht einer Person allein
keine hinreichende rechtliche Sonder-
verbindung darstelle, die den Aus-

kunftsanspruch nach § 242 BGB recht-
fertige. Vielmehr träfen auch einen Er-
ben mehrfache Darlegungspflichten 15).
Eine Voraussetzung sei es, wie schon
erwähnt, dass der Erbe ohne Verschul-
den über das Bestehen und den Um-
fang seiner Rechte im Ungewissen sein
müsse. Diese Voraussetzung sei zu ver-
neinen, wenn sich der Erbe die nötigen
Informationen auf zumutbare Weise
selbst verschaffen könne. Es sei ihm
zuzusinnen, alle ihm zugänglichen
Informationsquellen auszuschöpfen 16).

Auch der Umfang der dem Erben
geschuldeten Informationen hänge
einzelfallbezogen von den jeweiligen
Umständen ab. Ein Erbe könne nicht
mehr Auskünfte verlangen, als er be-
nötige, um seinen (berechtigten) An-
spruch durchsetzen zu können. Wenn
sich ein solcher Anspruch beispiels-
weise nur auf bestimmte Vermögens-
positionen, wie beispielsweise das
Nachlassvermögen, beziehe, beschrän-
ke sich auch der Auskunftsanspruch
auf die notwendigen Angaben zu die-
sen Positionen 17).

Besonders bemerkenswert ist dabei
die abschliessend wiedergegebene Pas-
sage der OGH-Entscheidung: «Allein
die Stellung der Klägerin als Erbin
und/oder Pflichtteilsberechtigte des
Erblassers reicht nicht aus, um eine
rechtliche Sonderbeziehung zur Stif-
tung, die ja eine eigene vom Stifter zu
trennende Rechtspersönlichkeit reprä-
sentiert, zu begründen. Ein Erbe selbst
des Stifters – letzterer fungierte nur als
Auftraggeber der von einem Treu-
unternehmen errichteten Stiftung 18) –
ist deshalb im Verhältnis zu dieser Stif-
tung als Aussenstehender anzuse-
hen 19).»

Empfehlungen
Nicht nur angesichts der jüngsten eid-
genössischen Rechtsprechung und im
Lichte der eben zitierten Judikatur,
sondern aufgrund einzelfallbezogener
Unwägbarkeiten, die auch nach liech-
tensteinischer Judikatur nicht ausge-
schlossen werden können, empfiehlt
sich die Einhaltung folgender Punkte:

. klare, unter Umständen begründete
Instruktionen gegenüber Banken
und Treuhändern hinsichtlich des
Geheimnisschutzes,

. Vermeidung von bankinternen
Transaktionen,. Zu-/Zwischenschalten
unabhängiger Dritter.

Erweisen sich die getroffenen Vor-
sichtsmassnahmen letztlich bereits zu
Lebzeiten des späteren Erblassers als
nicht ausreichend, lässt sich unter Um-
ständen durch einen Pflichtteilsver-
zicht, welcher dem Berechtigten unter-
breitet wird, eine innerfamiliäre Lö-
sung erzielen.
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